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Gesetz gegen Scheinvaterschaften ist Erfolg der AfD-Fraktion

Das Bundeskabinett hat heute einen Gesetzentwurf zur besseren
Verhinderung von missbräuchlichen Vaterschaftsanerkennungen
beschlossen. Ziel sei es, ein Zeichen gegen
Vaterschaftsanerkennungen zu setzen, die allein dem Zweck
dienen, rechtsmissbräuchlich einen Aufenthaltstitel zu erlangen.
Der Parlamentarische Geschäftsführer der AfD-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Stephan Brandner, macht deutlich, dass die
Initiative, Scheinvaterschaften wirksam zu bekämpfen, von der
AfD-Fraktion ausging, die schon vor geraumer Zeit einen
entsprechenden Gesetzentwurf erarbeitet hatte:

„Es ist erfreulich, dass die Bundesregierung nun durch uns auch auf
die Idee gekommen ist, entsprechend tätig zu werden, nachdem sie
dieses massive Problem noch vor ein paar Wochen nahezu negiert
und unseren Gesetzentwurf dazu abgelehnt hatte. Das Thema liegt
seit Jahren brach. Immer wieder gab es Versprechungen, doch eine
wirksame Bekämpfung gab es nie. Das soll sich nun ändern. Die
Ampelfraktionen hätten einfach unserem Entwurf zustimmen
können und Karrieren wie die von Mr. Cashmoney, der
Scheinvaterschaften zum einträglichen Geschäftsmodell gemacht
hatte, wären sofort beendet gewesen. Aber immerhin geht sie dies
Problem nun endlich an.“
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Pressemitteilungen
Bekämpfung der Messerkriminalität durch Abschiebungen Krimineller und nicht durch Verschärfung des
Waffenrechts
Am morgigen Freitag wird der Bundesrat einen niedersächsischen Antrag
zur Bekämpfung der Messerkriminalität beraten. Gefordert wird eine
Verschärfung des Waffenrechts, die ein generelles Umgangsgebot mit
Springmessern, eine Ausweitung des Führungsverbots von Messern mit
feststehender Klinge und Regelungen zum Verbot des Führens von Waffen
in Zügen vorsehen.
Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der Alternative für
Deutschland, hält die geforderten Maßnahmen für reine Symbolpolitik und
nicht zuletzt einen Hohn:

„Mittlerweile findet in Deutschland stündlich ein Angriff mit Messern statt.
Meistens durch ‚Männer‘, überdurchschnittlich häufig durch Ausländer, oft
durch Illegale. Diese Form der Kriminalität war uns bis zur fatalen
Grenzöffnung 2015 durch Merkel und deren CDU/ CSU so gut wie gar nicht
bekannt. Weder Messerverbotszonen, noch Führungsverbote werden
irgendetwas an der Messerkriminalität ändern. Wir alle wissen, dass es sich
häufig um Straftäter handelt, denen man nur mit zügigen Abschiebungen
entgegenkommen kann. Kein einziger potenzieller Messerstecher wird sich
von Verschärfungen des Waffenrechts davon abhalten lassen, seine
muslimisch oder islamistisch motivierten Taten umzusetzen und
unschuldige Menschen anzugreifen.“

Kein zwingender Reformbedarf bei Tötungsdelikten

Zur Forderung des Deutschen Anwaltsvereins nach einer Reform der
Tötungsdelikte im Strafgesetzbuch teilt der Parlamentarische
Geschäftsführer der AfD-Bundestagsfraktion, Stephan Brandner, mit:

„Die Forderung des Deutschen Anwaltsvereins überrascht ein wenig. Wir
haben seit Jahrzehnten eine stimmige Gestaltung der Tötungsdelikte im 16.
Abschnitt des StGB, zu der eine austarierte und feingliedrige
Rechtsprechung entwickelt wurde. Problemlagen aus der Praxis sind hier
nicht bekannt geworden. Das DAV-Konzept, so wie es aktuell vorliegt,
vermag nicht zu überzeugen. Es stellt sich die Frage, ob eine gefestigte
Rechtsprechung für ein Experimentierfeld aufgegeben werden sollte –
gerade in einem Bereich, wo es um die Verfolgung von Delikten gegen das
höchste Rechtsgut eines Menschen mit den entsprechenden Sanktionen
geht.
Ganz offensichtlich sieht ansonsten keine relevante Stelle einen
durchgreifenden Reformbedarf. Die Fraktion der AfD im Deutschen
Bundestag wird den weiteren Gang der Dinge genau beobachten und einen
eventuellen Reformprozess kritisch begleiten.“
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Brandner exklusiv in den Medien
Deutschlands Schuldenerlasse 

„Es ist mehr als fraglich, ob sich Deutschland diese Schuldenerlasse tatsächlich leisten kann und ob diese überhaupt etwas
bewirken. Unsere marode Infrastruktur braucht selber jeden Cent. Warum sollte die vermeintliche wirtschaftliche Stabilität in
Ländern Afrikas mehr wert sein, als die Sanierung unserer Brücken, Straßen und Schienen. Schuldenerlasse muss man sich
leisten können - das tut Deutschland nicht. Zumal es Staaten gibt, die schon mehrfach erfolglos entschuldet wurden und die
permanente Hoffnung auf Entschuldung den Hang, weitere und mehr Schulden aufzunehmen drastisch erhöht."
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Aktuelle Videos

https://youtu.be/6mPWFWmS_kg?si=_TLR0waKvOj7D-Ch
https://youtu.be/hKIiEFEP9jo?si=Lxfa6sxjQcCK5z9Q
https://youtu.be/QyuquJ3nu1I?si=Zs2zLwgoy5MVEXMY
https://youtu.be/q3il3S2MTqY?si=uILibhqEr13llwAo
https://youtu.be/-ZMoU9PDHIU?si=Vh9VB1ShfUeWpyoA


Vermittlungsausschuss 
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Besuchergruppe Klaus Stöber
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Infostand und Abendtermine in Gera
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Rückblick auf die Plenarwoche

Befragung der Bundesregierung
Stephan Brandner wollte am Mittwoch bei der Befragung von Sabine Dittmar, Parlamentarische
Staatssekretärin beim Bundesminister für Gesundheit, wissen: „Beabsichtigt der Bundesminister für
Gesundheit Dr. Karl Lauterbach aufzuklären, welche Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie unnötig
gewesen sind, nachdem er in einer Fernsehsendung gesagt hat, dass einige der ergriffenen Einschränkungen
„Schwachsinn“ gewesen seien, und falls ja, wie beabsichtigt er, dies aufzuklären? Wir wissen inzwischen
nach der teilweisen Entschwärzung der Coronaprotokolle zum Beispiel, dass Herr Lauterbach im Winter 2021
vorgeschlagen hat, Ungeimpften den Zugang zu Restaurants und Einkaufsgeschäften vollständig zu
verwehren, auch wenn sie genesen waren; er wollte sie also aushungern. War das auch so eine
Schwachsinnsmaßnahme, oder war das wissenschaftlich basiert?“
Sabine Dittmar erwidert: „Die ganzen bevölkerungsbezogenen Maßnahmen wurden nach dem jeweiligen
wissenschaftlichen Kenntnisstand angepasst. Die Aufarbeitung der Pandemie muss vom Bundestag
kommen, das ist nicht Aufgabe der Bundesregierung.“
Zudem stellte Stephan Brandner stellte fest: „Das Arzneimittel-Lieferengpassbekämpfungs- und
Versorgungsverbesserungsgesetz, ALBVVG, gibt es seit einem Jahr, und trotzdem bessert sich nichts. Ich
führe Frau Buhlinger-Göpfarth an - sie ist Co-Vorsitzende des Hausärzteverbandes, Zitat: „Von einer
Entspannung der Situation ist derzeit nichts zu spüren - im Gegenteil: Die Rückmeldungen von den …
Kollegen legen nahe, dass sich die Lage im Vergleich zu vergangenem Jahr eher zugespitzt hat. … Die
Hausarztpraxen kämpfen jeden Tag mit massiven Lieferengpässen bei vielen dringend notwendigen und weit
verbreiteten Medikamenten.“ Zitat Ende. Ich habe mal gegoogelt: PharmNet.Bund. Das ist eine Seite, auf der
man gucken kann, welche Lieferengpässe gerade bestehen. Am letzten Montag gab es bei 467 Medikamenten
Lieferengpässe in Deutschland. Also, es funktioniert hinten und vorne nicht. Sagen Sie den Menschen doch
mal draußen konkret, wie es weitergehen und wie es besser werden soll!“
Sabine Dittmar erwidert lapidar: „Ein Lieferengpass ist nicht mit einem Versorgungsengpass gleichzusetzen.
Versorgungsengpässe gibt es jedenfalls kaum noch.“
 
AfD-Forderung nach Maßnahmen gegen „Pendelmigration“ 
„Eindämmung von Sozialleistungsmissbrauch – Sofortmaßnahmen gegen Pendelmigration“ lautet der Titel
eines von der AfD-Fraktion vorgelegten Antrags, den der Bundestag am Mittwoch beraten hat. Die AfD-
Fraktion fordert die Bundesregierung in ihrem Antrag unter anderem auf, die Kontaktdichte der Jobcenter
zu erwerbsfähigen volljährigen Ausländern im Bürgergeldbezug zu erhöhen und diese künftig grundsätzlich
im Vier-Wochen-Turnus zum Beratungsgespräch beim persönlichen Ansprechpartner einzuladen. Bei
Vorsprachen von Ausländern im Jobcenter solle die Identitätsprüfung über den Abgleich mit den vorgelegten
Ausweispapieren hinaus um eine datenschutzkonforme, biometrische Prüfung wie zum Beispiel ein digitales
Fingerabdruckverfahren ergänzt werden.
 
Bei den Verdachtsfällen einer nicht genehmigten Ortsabwesenheit von Ausländern will die Fraktion die
Kontrolldichte der Jobcenter durch aufsuchende Prüfbesuche erhöhen. Die Regierung solle auf die Länder
einwirken, dass diese die allgemeinbildenden Schulen verpflichten, in den Fällen eines unentschuldigten
Fehlens ausländischer Schüler über drei Monate und länger sowie bei Kenntnis des Bezugs von Leistungen für
Bildung und Teilhabe oder Bürgergeld datenschutzkonforme Kontrollmitteilungen an die Jobcenter geben.
 
Die Betreiber von Fernbuslinien im grenzüberschreitenden Reiseverkehr mit Ländern außerhalb des durch
das „Schengen-Abkommen“ definierten Raums sollten der Bundespolizei ihre Passagierlisten (Name,
Geburtsdatum, Staatsangehörigkeit, Reisedokumentennummer) wöchentlich melden müssen, lautet eine
weitere Forderung. Die Jobcenter sollten in Verdachtsfällen datenschutzkonforme Abfragen bei der
Bundespolizei vornehmen können.฀
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Mittwoch 12. Juni 



Rückblick auf die Plenarwoche

9

Antrag zur Messerattacke in Mannheim abgelehnt

Der Bundestag hat sich am Donnerstag mit der tödlichen Messerattacke auf einen
Polizisten Ende Mai in Mannheim befasst. Dazu hat die Unionsfraktion einen Antrag mit
dem Titel „Betroffenheit reicht nicht – Klare Konsequenzen aus dem Terror von Mannheim
ziehen“ vorgelegt. 
Nachdem ein seit zehn Jahren abgelehnter Asylbewerber einen Islamkritiker habe
ermorden wollen „und dabei einen eingreifenden Polizisten tötete“, würden sich die
Verantwortlichen im Werfen von Nebelkerzen überschlagen, sagte Dr. Gottfried Curio
(AfD). Die längste Zeit sei der Afghane durch die „Merkel-GroKo“ nicht außer Landes
gebracht worden. „Schuld an seinem widerrechtlichen Verweilen waren Union und SPD
und dann auch Grüne und FDP“, so der AfD-Abgeordnete. Kurz vor der Europawahl habe
nun der Kanzler angekündigt, schwerste Straftäter nach Afghanistan abschieben zu
wollen. Das sei nur „warme Luft“, weil der grüne Koalitionspartner „keinen illegalen
Migranten wieder hergeben will“. 
Mit Blick auf den Antrag attestierte Curio der Union, immer mehr von der AfD
abzuschreiben. CDU und CSU wollten nun auch abgelehnte Asylbewerber aus Syrien
abschieben sowie Grenzkontrollen inklusive Zurückweisungen schaffen und das
Staatsbürgerschaftsrecht „nicht weiterverwässern“. Das alles sei aber weder mit Rot noch
mit Grün zu machen. „Nur mit der AfD kommt endlich die so dringend benötigte
Migrationswende“, sagte Curio.
 
AfD-Anträge zum Umgang mit islamistischen Organisationen abgelehnt 

Die AfD-Fraktion ist im Bundestag mit zwei Anträgen zur Bekämpfung des Islamismus in
Deutschland gescheitert. Mit den Stimmen aller anderen Fraktionen sowie der Gruppen Die
Linke und BSW lehnte das Parlament am Donnerstag einen AfD-Antrag ab, den Kampf
gegen islamistische Organisationen „mithilfe weiterer Maßnahmen und Verbote“
fortzuführen. Gegen einen Antrag der AfD-Fraktion zu einem Verbot des Vereins „Muslim
Interaktiv“ votierten in namentlicher Abstimmung 577 Abgeordnete.
Dr. Bernd Baumann (AfD) wertete das Video von dem tödlichen Attentat auf einen
Polizisten in Mannheim als Zeitdokument, das entlarve, was „unkontrollierte
Masseneinwanderung“ wirklich bedeute. Den Grünen warf er vor, mit „ihrer
Masseneinwanderung Deutschland die linksgrüne Wahnidee von Vielfalt und Diversity“
aufzuzwingen. Dieser Weg sei falsch. Tausende forderten bereits auf deutschen Straßen
ein Kalifat. An der Spitze stehe dabei der Verein „Muslim Interaktiv“, der endlich verboten
werden müsse.฀

Donnerstag 13.Juni
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Zustimmung zu vier Einigungsvorschlägen des Vermittlungsausschusses
Zu Beginn seiner Plenarsitzung am Freitag hat der Bundestag nach knapp halbstündiger Aussprache vier
Beschlussempfehlungen des Vermittlungsausschusses von Bundestag und Bundesrat angenommen. Der
Vermittlungsausschuss ist ein Gremium, das zwischen Bundestag und Bundesrat fungiert. Der Vermittlungsausschuss
besteht aus 16 Mitgliedern des Bundesrates und ebenso vielen des Bundestages, die entsprechend den Fraktionsstärken
benannt sind. Seine Aufgabe liegt darin, einen Konsens zwischen Bundestag und Bundesrat zu finden, wenn vom
Bundestag beschlossene Gesetze im Bundesrat keine Mehrheit finden.
Stephan Brandner sagte in seiner Rede dazu: „Wichtig ist für uns der Umgang mit dem Vermittlungsausschuss. Das ist
eigentlich der Punkt, warum ich mich immer wieder hier zu Wort melde. Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes gibt dem
Vermittlungsausschuss quasi Verfassungsrang. Das ist eine Institution, die bei Streitigkeiten zwischen Bund und
Ländern entscheidet. Der Vermittlungsausschuss tagte, wie gesagt, am Mittwoch. Am Dienstagnachmittag war schon in
der Zeitung zu lesen, der Vermittlungsausschuss sei sich in einigen Dingen einig. Das gehe aus Unterlagen für die Sitzung
des Vermittlungsausschusses am Mittwoch, also am Tag danach, hervor, die der dpa in Berlin vorlägen. Also, da wurde
durchgestochen. Es wurde hinter verschlossenen Türen von Ihnen gemauschelt. 
Im Vermittlungsausschuss wurde - da muss ich Ihnen von der SPD widersprechen - nichts lang und intensiv verhandelt.
Da wurde abgenickt. Alles andere geschah hinter verschlossenen Türen. Die Krönung des Ganzen ist dann noch, dass sich
in diesem Zeitungsartikel vom Tag vorher ein Grünenpolitiker, der nicht mal Mitglied des Vermittlungsausschusses ist,
zitieren lässt mit der Aussage: Ab sofort gilt Folgendes. - Nein, das galt nicht ab sofort am vergangenen Dienstag. Das
gilt, wenn überhaupt, wenn die Parlamente, der Bundestag und der Bundesrat, zugestimmt haben. So gehen Sie mit dem
Vermittlungsausschuss um. So gehen Sie mit unserem Grundgesetz um. Ich sage es hier immer wieder: Sie alle sehen das
Grundgesetz als Ballast und hebeln es gerne aus, sei es in Coronazeiten, sei es im Vermittlungsausschuss. Wir von der
Alternative für Deutschland nehmen das Grundgesetz ernst, wir halten das Grundgesetz hoch. Wir stehen für
Gewaltenteilung und für föderale Strukturen. Ihnen allen ist das egal, wenn es um Ihre Machtinteressen geht. Das ist
schäbig und erbärmlich.“
 
Zurückweisungen von Drittstaatenangehörigen erörtert
Der Bundestag hat am Freitag auch den Gesetzentwurf der Bundesregierung „zur weiteren Digitalisierung der Justiz“
angenommen. Ziel sei es laut Regierung, durch Rechtsanpassungen im elektronischen Rechtsverkehr und bei der
elektronischen Aktenführung die bereits fortgeschrittene Digitalisierung in der Justiz in allen Verfahrensordnungen
weiter zu fördern.
 
Stephan Brandner in seiner 75. Rede in dieser Wahlperiode dazu: „Digitalisierung für ist uns als AfD gut und schön. Aber
die wahren Probleme liegen natürlich woanders, zum Beispiel bei der Politisierung der Justiz. Das sind die
weisungsgebundenen Staatsanwaltschaften in Deutschland, die dafür sorgen, dass viele Verfahren gar nicht erst
eingeleitet oder gestoppt werden, wenn sie politisch nicht in den Kram passen. Ich erinnere an Tausende Strafanzeigen
gegen Angela Merkel, gegen Lauterbach, gegen Spahn und deren Spießgesellen zur Grenzöffnung und zu den
Coronaverbrechen, aber auch gegen Scholz und sein Treiben bei Warburg und Cum-Ex. Nicht ein einziges
Ermittlungsverfahren gegen die Altparteienpolitiker wurde auch nur eröffnet, geschweige denn irgendjemand
angeklagt oder verurteilt. Da liegt ein Riesenproblem: bei der Politisierung der Justiz. Sie machen lieber ein Kraut-und-
Rüben-Stückwerk, das schädlich ist, letztendlich auch für die Akzeptanz unseres Rechtsstaats, wie beispielsweise die
Möglichkeit, digitale Revisionshauptverhandlungen in Strafsachen durchzuführen. Da geht es oft um langjährige
Haftstrafen. Und darüber soll jetzt vom Küchentisch oder vom Sofa aus entschieden werden? Das ist mit uns nicht zu
machen. Das trägt nicht dazu bei, den Rechtsstaat zu stärken. Das schwächt den Rechtsstaat und die Akzeptanz der
Strafrechtspflege ganz besonders.“
 
 
Aktuelle Stunde - Betrug bei Abgaben durch gefälschte Klimaschutzprojekte
 
Der Bundestag hat am Freitag über gefälschte Klimaschutzprojekte debattiert. Die Abgeordneten berietenauf Verlangen
der Fraktion der AfD-Fraktion in einer Aktuelle Stunde über das Thema „Deutsche Autofahrer schützen - Mutmaßlichen
Klimabetrug in China beenden“.

Freitag 14. Juni



Kommende Termine
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Wieder da: Auf Vorbestellung - BRANDNERHONIG
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Wir stehen an Ihrer Seite

Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
E-Post: zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
E-Post: soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Apolda
Ritterstraße 4 
99510 Apolda
Tel.: 0 36 44 - 83 20 468
E-Post: apolda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do: 10-14 Uhr

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.twitter.com/stbrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

https://whatsapp.com/channel/0029Va8SDPbGehEUippEJx1r

Kreisverband Jena-Gera-SHK
Sparkasse Jena Saale-Holzland
IBAN: DE42 8305 3030 0018 0346 75
BIC: HELADEF1JEN
Verwendungszweck: Stephan Brandner

Möchten Sie mich finanziell unterstützen?
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Besuchen Sie mich auch im Netz

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
E-Post: kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di bis Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do und Fr: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Altenburg
Kesselgasse 25
04600 Altenburg
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: altenburg@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Mi: 10-17 Uhr

Stephan Brandner   — Platz der Republik 1. — 11011 Berlin 


